
1Kies+Sand – Gesteins-Perspektiven 4/2004

A. Vorbemerkung
Bodendenkmäler sind bewegliche
oder unbewegliche Denkmäler, die
sich im Boden befinden oder befanden
(§ 2 Abs. 5 Satz 1 DSchG NW). Dazu
gehören auch das die Denkmäler um-
gebende Erdreich, dessen auf Denk-
mäler zurückzuführende Verfärbungen
oder Veränderungen der Bodenbe-
schaffenheit sowie Zeugnisse tieri-
schen und pflanzlichen Lebens aus
erdgeschichtlicher Zeit. Ein unbefriste-
tes Eingriffs- und Veränderungsverbot
besteht insoweit nur, wenn Boden-
denkmäler auch in die Denkmalliste
eingetragen oder zu diesem Zweck
vorläufig unter Schutz gestellt worden
sind (Eintragungsgrundsatz).
Bei der Gewinnung von Bodenschät-
zen werden Erdschichten freigelegt
und abgetragen. Dabei können unver-
meidlich bis dahin verborgen gebliebe-
ne bewegliche Bodendenkmäler un-
sachgemäß aufgedeckt beziehungs-
weise geborgen oder ortsfeste Boden-
denkmäler zwangsläufig ganz oder
teilweise unwiederbringlich zerstört
werden.
Denkmalerhaltung einerseits und die

oberirdische Gewinnung von Boden-
schätzen, auf die die Volkswirtschaft
angewiesen ist, andererseits sind des-
halb in Einklang zu bringen. Es kann
nicht bestritten werden, dass die Si-
cherung von Bodendenkmälern als
wichtige Zeugnisse und Quellen für die
Erforschung der Erd- und Mensch-
heitsgeschichte im Gemeinwohlinter-
esse liegt. Der nordrhein-westfälische
Gesetzgeber hat deshalb die Leit-
entscheidungen dazu im Landesdenk-
malschutzgesetz selbst getroffen:
– Die Untersuchung und die Bergung

von Bodendenkmälern ist gesetzliche
Aufgabe der öffentlichen Hand. Dazu
hat der Staat die Denkmalbehörden
mit entsprechenden personellen und
finanziellen Mitteln aus dem Steuer-
aufkommen auszustatten.

– Maßnahmen der Denkmalbehörden
zur Erfüllung ihrer Aufgaben sind im
Vorfeld  des  oberirdischen  Abbaus
von Bodenschätzen und bei Zufalls-
funden von den Grundstücks-
eigentümern und Unternehmen vor-
übergehend zu dulden, von diesen
aber nicht selbst durchzuführen oder
zu finanzieren.

– Nicht in die Denkmalliste eingetrage-
ne Bodendenkmäler können die Ge-
winnung von Bodenschätzen auf
Dauer nicht verhindern.

– Die Eintragung in die Denkmalliste ist
nur bei »auf Dauer« erhaltenswerten
und erhaltensfähigen Boden-
denkmälern zulässig, wenn wegen
der besonderen Bedeutung der Quel-
len ein öffentliches Interesse daran
besteht.

Trotz dieser klaren gesetzlichen Vor-
gaben wird in Zulassungsverfahren
(Genehmigungs-/Planfeststellungs-
verfahren) von vereinzelten Denkmal-
behörden, insbesondere von den bei
den Landschaftsverbänden angesie-
delten »Ämtern für Bodendenkmal-
pflege«, immer wieder verlangt, dass
im Vorfeld des Abbaus von ober-
flächennahen nichtenergetischen Bo-
denschätzen – teilweise sogar schon
im Vorfeld des Zulassungsverfahrens
– archäologische Untersuchungen zu
Lasten der Unternehmer auf Flächen
durchgeführt werden, die nicht in die
Denkmalliste als Bodendenkmäler ein-
getragen worden sind. Oftmals fehlt
den betroffenen Unternehmen die
rechtliche Kenntnis, um sich gegen
ungerechtfertigte Forderungen, die
meistens sehr kostenintensive Unter-
suchungen nach sich ziehen, zur
Wehr zu setzen. Häufig sind die Unter-
nehmen darauf angewiesen, dass die
ausstehenden Zu-lassungserteilungen
nicht aufgrund von lähmenden Strei-
tigkeiten mit den Denkmalbehörden
verzögert werden.
Die nachfolgenden Ausführungen las-
sen erkennen, dass die Forderungen
der Denkmalbehörden in den wenigs-
ten Fällen begründet und rechtlich
durchsetzbar sind.
Um sich eine nachträgliche rechtliche
Überprüfung von entsprechenden For-
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derungen offen zu halten, sollten da-
her vermeintlich »freiwillige« archäolo-
gische Untersuchungen immer aus-
drücklich »unter Vorbehalt« und »ohne
Anerkenntnis einer Rechtspflicht«
durchgeführt werden. Gegen entspre-
chende Auflagen in Genehmigungs-
bescheiden und Planfeststellungs-
beschlüssen sollten die zulässigen
Rechtsmittel in jedem Fall fristwahrend
erhoben werden, um sie rechtlich
überprüfen lassen zu können.

B. Fallgruppen
Folgende Fallgruppen sind nachfol-
gend zu unterscheiden:
Zum einen gibt es bereits genehmig-
te oder planfestgestellte Abgra-
bungen, die innerhalb und außerhalb
von im jeweiligen gültigen Gebiets-
entwicklungsplan dargestellten Ab-
grabungsbereichen (BSAB) liegen
können (siehe unten zu B.I). Hier stellt
sich die Frage, ob in diesen Vor-
habensbereichen nachträglich Eintra-
gungen in die Denkmalliste oder vor-
läufige Unterschutzstellungen möglich
sind oder sonstige nicht im Ge-
nehmigungsbescheid geregelte Maß-
nahmen der Denkmalbehörden in Be-
tracht kommen.
Zum anderen sind die geplanten,
noch nicht genehmigten oder plan-
festgestellten Abgrabungsvorhaben
einer Betrachtung zu unterziehen.
Auch insoweit können die Vorhaben

innerhalb und außerhalb von BSAB lie-
gen (siehe unten zu B.II). Auch hier
stellt sich die Frage, ob im Vorfeld ei-
ner Genehmigung Bodendenkmäler
durch Eintragungen in die Denkmal-
liste unter Schutz gestellt werden kön-
nen. Ein häufig zu beobachtendes
Szenario besteht darin, dass verlangt
wird, im Zusammenhang mit der Er-
stellung einer Umweltverträglichkeits-
studie archäologische Prospektierun-
gen durchzuführen.
Soweit   planfeststellungspflichtige
Nassabbauvorhaben betroffen sind,
ergeben sich geringfügige Abweichun-
gen, die gesondert als eine eigene
Fallgruppe angesprochen werden (sie-
he unten zu B.III). Deshalb muss unter
B.I und B.II ansonsten nicht zwischen
Trocken- und Nassabgrabungen un-
terschieden werden.
Bei allen vorgenannten Fallkonstella-
tionen wird unterstellt, dass bereits in
die Denkmalliste eingetragene Boden-
denkmäler von den Vorhaben nicht
betroffen sind. Die Besonderheiten,
die sich ergeben, wenn insbesondere
ein geplantes Abgrabungsvorhaben
auf bereits eingetragene Boden-
denkmäler trifft, werden wiederum als
eigene Fallgruppe behandelt (siehe
unten zu B.IV).
Schließlich sind nicht eingetragene
Bodendenkmäler, sofern diese
ausnahmsweise nicht nur von kultur-
geschichtlicher Bedeutung sind, son-
dern auch oder nur eine städtebauli-

che Relevanz aufweisen können,
unten unter B.V einer separaten Be-
wertung zu unterziehen.

I. Genehmigte/planfestgestellte
Abgrabung
Eine bestandskräftige Genehmigung/
Planfeststellung für eine Abgrabung
von oberflächennahen Bodenschätzen
berechtigt den Unternehmer zu allen
Handlungen im Zusammenhang mit
der Bodenschatzgewinnung, soweit
diese in zeitlicher und räumlicher Hin-
sicht genehmigungskonform/plan-
konform durchgeführt werden. Auf ar-
chäologische Substanz im Boden
muss, sofern sich nichts anderes aus
den Nebenbestimmungen ergibt, wäh-
rend des Abbaus nur insoweit Rück-
sicht genommen werden als Boden-
denkmäler dabei zufällig entdeckt wer-
den. Der Unternehmer muss, sofern er
erkennt, dass es sich um ein Boden-
denkmal handelt, seine Entdeckung
unverzüglich anzeigen und die Fund-
stelle nach Zugang der Anzeige drei
Tage in unverändertem Zustand be-
lassen (§§ 15, 16 DSchG NW).
Anzeigepflichtig sind nur die für einen
archäologischen Laien erkennbaren
bedeutsamen Funde. Der Zufallsfund
etwa einer einzelnen Scherbe löst die
Anzeige- und Wartepflicht nicht aus.

Handelt sich bei dem entdeckten ar-
chäologischen Gut um ein Boden-
denkmal, sind die Denkmalbehörden
berechtigt, dieses auf eigene Kosten
zu untersuchen oder zu bergen und zu
Untersuchungszwecken in Besitz zu
nehmen. Nur ausnahmsweise darf die
sachgerechte Untersuchung oder Ber-
gung länger als drei Tage in Anspruch
nehmen, wenn der Unternehmer
durch den erzwungenen Stillstand der
Abbauarbeiten nicht wirtschaftlich
unzumutbar belastet wird. Wird die
Frist trotz Unzumutbarkeit überschrit-
ten, muss der Unternehmer für seine
Ausfälle entschädigt werden. Die
eigentumsrechtlichen Fragen hinsicht-
lich der geborgenen Funde sollen hier
außer Betracht bleiben.
Die Denkmalbehörden selbst sind un-
abhängig von Zufallsfunden berech-
tigt, im Vorfeld der genehmigten/plan-
festgestellten Bodenschatzgewinnung
(»rechtzeitig vor Beginn«) mit dafür
zur Verfügung stehenden Mitteln der
öffentlichen Hand eigene Untersu-
chungen in Bezug auf vermutete
Bodendenkmäler und deren Bergung
vorzunehmen. Die Grundeigentümer/
Pächter haben dies zu dulden. Die in-
soweit erforderlichen archäologischen

Jungsteinzeitlicher Brunnenfund, der 1990 in einer Kiesgrube in der Nähe von
Erkelenz entdeckt wurde und aus dem Jahre 5090 v.Chr. datiert. Es handelt
sich um das älteste, bis heute entdeckte Holzbauwerk der Erde.
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Arbeiten sind aber so durchzuführen,
dass keine unzumutbaren Behinderun-
gen bei der Durchführung der Ab-
grabung auftreten (§ 19 Abs. 2 DSchG
NW).
Häufig wird erst bei dieser Gelegen-
heit von den Denkmalfachbehörden
festgestellt, dass bedeutsame kultur-
geschichtliche Bodendenkmäler von
dem bereits genehmigten Abbau be-
troffen sind. Daraus ergeben sich ver-
schiedene Handlungsmuster der Be-
hörden, mit denen die Unternehmer
sich auseinander zu setzen haben.
Die wichtigsten Szenarien sind:
– Anträge der Landschaftsverbände

bei der Unteren Denkmalbehörde auf
vorläufige Unterschutzstellung ge-
mäß §§ 4, 3 Abs. 1 Satz 2 DSchG
NW  hinsichtlich  einer  Eintragung
des Fundplatzes in die Denkmalliste
und

– der Erlass einer Verordnung gemäß
§ 14 DSchG NW, wonach die Fund-
stelle vorübergehend (bis zu drei Jah-
re) zum Grabungsschutzgebiet er-
klärt wird, sowie

– die an den Unternehmer gerichtete
Aufforderung, zusätzlich zur bereits
erteilten Genehmigung eine Gra-
bungserlaubnis gemäß § 13 DSchG
NW zu beantragen.

Alle genannten Maßnahmen der
Denkmalbehörden zielen darauf ab,
den Abbaufortschritt entweder unmög-
lich zu machen, erheblich zu verzö-
gern oder den Unternehmer – über
den Umweg der Eintragung in die
Denkmalliste – trotz vorhandener Ab-
grabungsgenehmigung dazu zu zwin-
gen, die Untersuchung und Bergung
von Bodendenkmälern auf eigene
Kosten vorzunehmen.
Je nach der Lage des genehmigten
Vorhabens innerhalb oder außerhalb
eines im Gebietsentwicklungsplan als
Bereich für die Sicherung und den Ab-
bau von oberflächennahen Boden-
schätzen (BSAB) ausgewiesenen Ge-
biets ergeben sich unterschiedliche
rechtliche Rahmenbedingungen für
die Prüfung der Rechtmäßigkeit der
angesprochenen      denkmalschütze-
rischen Maßnahmen.

1. Genehmigte Abgrabung, außerhalb
von BSAB liegend
Liegt die genehmigte/planfestgestellte
Abgrabung nicht in einem im Gebiets-
entwicklungsplan als Abgrabungs-
bereich dargestellten Gebiet, scheidet
die Anwendbarkeit des § 19 Abs. 1
DSchG NW aus. Diese Vorschrift be-
günstigt Abgrabungsvorhaben gegen-

eigentümers beziehungsweise des
Unternehmers.
Angesichts äußerst knapper öffentli-
cher Mittel für die Bodendenkmalpfle-
ge dürfte die Bereitschaft zur Enteig-
nung gegen Entschädigung, nur um
ein Bodendenkmal erhalten zu kön-
nen, erfahrungsgemäß allenfalls bei
ganz außergewöhnlichen Befundlagen
in Betracht kommen.
Gegen die vorläufige Unterschutz-
stellung/Eintragung in die Denkmal-
liste sollte deshalb klarstellend Wider-
spruch und gegebenenfalls Klage er-
hoben werden.
Da die Erlaubnis zur Beseitigung von
Bodendenkmälern mit der Abgra-
bungsgenehmigung/Planfeststellung
gemäß § 9 Abs. 3 DSchG NW bereits
erteilt worden ist, hindert die vorläufige
Unterschutzstellung/Eintragung in die
Denkmalliste den Unternehmer aller-
dings nicht an der Ausübung der Ab-
bauberechtigung. Das Unternehmen
kann den Abgrabungsbetrieb auch im
Bereich des vermeintlich einzutragen-
den Bodendenkmals ohne zusätzliche
Erlaubnis oder Gestattung fortsetzen.
Für ordnungsbehördliche Maßnahmen
(Stilllegungsverfügung)  oder  Ord-
nungswidrigkeitenverfahren   besteht
insoweit keine Rechtsgrundlage.

b) Entschädigungspflichtiger Widerruf
der Abgrabungsgenehmigung/Plan-
feststellung gemäß § 49 VwVfG NW
Die Genehmigungsbehörde könnte
gemäß § 49 Abs. 2 VwVfG NW nur
gegen Ersatz des Vertrauensscha-
dens aufgrund nachträglich eingetrete-
ner Tatsachen, weil ansonsten das öf-
fentliche Interesse gefährdet wäre, die
Genehmigung/Planfeststellung teil-
weise widerrufen. Auch dies ist an-
gesichts knapper öffentlicher Mittel
eher unwahrscheinlich, wenn es sich
nicht um ein außergewöhnlich bedeut-
sames Bodendenkmal handelt. In Be-
zug auf eine Planfeststellung müsste
außerdem von Amts wegen zu Lasten
der Genehmigungsbehörde ein umfas-
sendes Planfeststellungsänderungs-
verfahren eingeleitet werden, weil der
festgestellte Plan aufgrund des Teil-
widerrufs nicht mehr verwirklicht wer-
den könnte. Gegen einen entspre-
chenden Teilwiderruf ist ein Rechts-
mittel zulässig.
Davon sollte in einem solchen Fall un-
bedingt Gebrauch gemacht werden,
weil es aufschiebende Wirkung entfal-
tet und bis zum Abschluss des
Rechtsmittelverfahrens die ursprüngli-
che    Genehmigung/Planfeststellung
unberührt lässt.

über nachträglichen Maßnahmen der
Denkmalbehörden, sofern sie in Berei-
chen liegen, in denen »nach den Zie-
len der Raumordnung und Landespla-
nung ... Maßnahmen nach dem Ab-
grabungsgesetz vorgesehen sind«.
Hierzu wird im Einzelnen auf die nach-
folgenden Ausführungen unter Ziffer 2.
verwiesen.
Auch ohne diese »Sonderregelung«
gewährt die bestehende Abgrabungs-
genehmigung/Planfeststellung hinrei-
chenden Schutz gegen nachträgliche
Beschränkungen der Bodenschatz-
gewinnung.

a) Vorläufige Unterschutzstellung/Ein-
tragung in Denkmalliste ist wegen der
Bindungswirkung der Genehmigung/
Planfeststellung ausgeschlossen
Die Abgrabungsgenehmigung/Plan-
feststellung umfasst gemäß § 9 Abs. 3
DSchG NW ipso iure zugleich auch
eine nach § 9 Abs. 1 lit. a DSchG NW
erforderliche Erlaubnis zur Beseiti-
gung von Bodendenkmälern, wenn der
Landschaftsverband im Abgrabungs-
genehmigungsverfahren beteiligt wor-
den ist und die Belange des Boden-
denkmalschutzes thematisiert hat
(Bindungswirkung). Davon ist in aller
Regel auszugehen.
Die Genehmigung/Planfeststellung be-
rechtigt damit, das Bodendenkmal zu
zerstören. Sein dauerhafter Erhalt als
wesentliches Ziel der Unterschutz-
stellung ist dadurch ausgeschlossen.
Ohne die gleichzeitige entschädi-
gungspflichtige Enteignung des
Bodendenkmals scheidet eine Eintra-
gung und damit eine vorläufige Unter-
schutzstellung aus, weil ein Boden-
denkmal, dessen zukünftiger Erhalt
tatsächlich oder rechtlich nicht sicher-
gestellt ist, im Sinne des § 2 Abs. 1
DSchG NW schon nicht eintragungs-
fähig ist.
Eine Eintragung eines ortsfesten
Bodendenkmals im Bereich eines ge-
nehmigten Abbauvorhabens in die
Denkmalliste ist daher nur möglich,
wenn zugleich eine entschädigungs-
pflichtige Enteignung des ortsfesten
Bodendenkmals gemäß § 30 Abs. 1 lit.
a DSchG NW beabsichtigt ist. Nur eine
entschädigungspflichtige Enteignung
könnte den für die Eintragung uner-
lässlichen zukünftigen »Erhalt« des
Bodendenkmals bewirken. Die Ab-
grabungsgenehmigung/Planfeststel-
lung berechtigt den Unternehmer zur
Beseitigung des Bodendenkmals. Die
Entziehung dieser Berechtigung ist ein
entschädigungspflichtiger Eingriff in
das Eigentumsrecht des Grundstücks-
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c) Grabungsschutzgebiets-VO hindert
nicht am Gebrauchmachen der
Genehmigung/Planfeststellung
Der Erlass einer Grabungsschutz-
gebiets-Verordnung nach § 14 DSchG
NW ist nicht von vornherein ausge-
schlossen, wenn eine genehmigte Ab-
grabung außerhalb eines nach § 19
Abs. 1 DSchG NW privilegierten BSAB
liegt. Die von einer Grabungsschutz-
gebiets-VO betroffenen Grundstücke
unterliegen während der befristeten
Geltung der Verordnung der Er-
laubnispflicht gemäß § 9 Abs. 2 i.V.m.
§ 14 Abs. 2 DSchG NW. Die erforderli-
che Erlaubnis ist nach § 9 Abs. 3
DSchG NW mit der Abgrabungs-
genehmigung/Planfeststellung indes
bereits erteilt. Eine Grabungsschutz-
gebiets-Verordnung könnte die Besei-
tigung eines mit hoher Wahrschein-
lichkeit vorhandenen Bodendenkmals
also nicht verhindern, es sei denn, das
vermutete Bodendenkmal wird gemäß
§ 30 Abs. 1 lit. c DSchG NW gegen
Entschädigung enteignet, um insoweit
»in einem Grabungsschutzgebiet plan-
mäßige Nachforschungen« betreiben
zu können. Denn der auch nur vorü-
bergehende Entzug der Befugnis, von
der Abgrabungsgenehmigung/Plan-
feststellung Gebrauch machen zu dür-
fen, ist ein von der Sozialbindung des
Eigentums nicht mehr gedeckter Ent-
zug eines zugeteilten von Art. 14 Abs.
1 GG als Eigentum geschützten
Rechts.
Ohne eine damit einhergehende Ent-
eignung des Bodendenkmals ist die

Einbeziehung in ein Grabungsschutz-
gebiet für die Fortsetzung des Ab-
grabungsbetriebs irrelevant. Da eine
entsprechende Verordnung in Nord-
rhein-Westfalen nicht im Wege einer
Normenkontrolle gemäß § 47 VwGO
angegriffen werden kann, ist der Ab-
grabungsbetrieb in der genehmigten
Form ohne weiteres fortzusetzen. In
diesem Falle wären ordnungs-
rechtliche Maßnahmen (Stilllegung)
oder Ordnungswidrigkeitenverfahren
ohne Rechtsgrundlage und dagegen
gerichtete Rechtsmittel demzufolge
Erfolg versprechend.

d) Grabungserlaubnis gemäß
§ 13 DSchG NW scheidet bei der
Gewinnung von Bodenschätzen aus
Die häufig geforderte Einholung einer
Erlaubnis für archäologische Ausgra-
bungen gemäß § 13 DSchG NW, um
infolge der Abgrabungstätigkeit in der
Vorhabensfläche vermutete Boden-
denkmäler nicht durch unsachgemäße
Behandlung zu gefährden, entbehrt
ebenfalls jeder Rechtsgrundlage.
Wenn nur »gelegentlich« der Gewin-
nung von Bodenschätzen zu erwarten
ist, dass im Boden verborgene Boden-
denkmäler gefunden werden können,
fehlt es dem Abgrabungsunternehmer
regelmäßig an dem für die Grabungs-
erlaubnis erforderlichen »Willen«, ge-
zielt nach Bodendenkmälern zu su-
chen (vgl. Verwaltungsgericht Düs-
seldorf, Urteil vom 30.10.2003, Az.: 4
K 61/01, UA S. 23/24 [rechtskräftig]).
Das wirtschaftliche Ziel der Handlun-

gen des Abgrabungsunternehmens
bleibt auch dann auf die Gewinnung
von Bodenschätzen ausgerichtet,
wenn in der von der Genehmigung/
Planfeststellung umfassten Vor-
habensfläche Bodendenkmäler ver-
mutet werden. Die Fortsetzung der Ab-
grabung ist damit ohne vorherige Ein-
holung einer Grabungserlaubnis nach
§ 13 DSchG NW zulässig.

2. Genehmigte Abgrabung, innerhalb
eines BSAB liegend
Eine genehmigte/planfestgestellte Ab-
grabung, die innerhalb eines im Ge-
bietsentwicklungsplan als Bereich für
die Sicherung und den Abbau ober-
flächennaher Bodenschätze (BSAB)
dargestellten Gebietes (Ziel der
Raumordnung) liegt, ist in erhöhtem
Maße vor Störungen und Behinderun-
gen des Abgrabungsbetriebes durch
nachträgliche Maßnahmen der Denk-
malbehörden geschützt (§ 19 Abs. 1
DSchG NW).

a) Vorläufige Unterschutzstellung/Ein-
tragung in die Denkmalliste ist ausge-
schlossen
§ 19 Abs. 1 DSchG NW schließt die
Enteignung zum Zwecke des Erhalts
eines Bodendenkmals nach § 30 Abs.
1 lit. a DSchG NW aus, wenn für die
von dem Bodendenkmal betroffene
Fläche eine Abgrabungsgenehmi-
gung/Planfeststellung erteilt worden ist
und die Vorhabensfläche in einem im
Gebietsentwicklungsplan als Ziel der
Raumordnung für Abgrabungen vorge-
sehenen Bereich liegt.
Wie oben, zu Ziffer B.I.1.a), bereits
dargelegt, kommt eine Eintragung in
die Denkmalliste bzw. eine vorläufige
Unterschutzstellung  gemäß  § 4
DSchG NW rechtlich überhaupt nur
dann in Betracht, wenn ein Boden-
denkmal in seinem Bestand tatsäch-
lich und rechtlich dauerhaft gesichert
ist. Im Hinblick auf eine bereits beste-
hende Berechtigung zur Abgrabung
und damit auch zur Zerstörung des
Bodendenkmals könnte dies nur dann
der Fall sein, wenn das Bodendenkmal
gegen Zahlung einer Entschädigung
enteignet werden würde. Da die Ent-
eignung gemäß § 19 Abs. 1 DSchG
NW aber ausdrücklich ausgeschlos-
sen ist, fehlt es an der Eintragungs-
fähigkeit. Gegen eine etwaige vorläufi-
ge Unterschutzstellung/Eintragung in
die Denkmalliste ist daher ein Wider-
spruch des Grundstückseigentümers
und des Unternehmens Erfolg ver-
sprechend.
Die Anwendbarkeit des § 19 Abs. 1

In einer Kiesgrube in der Nähe von Wesel entdecktes, gut erhaltenes Lastschiff
aus römischer Zeit.
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DSchG NW setzt aber voraus, dass es
sich bei den für Abgrabungen vorgese-
henen Bereichen um ein »Ziel der
Raumordnung« im Sinne des § 3 Nr. 2
Raumordnungsgesetz (ROG) handelt.
Insoweit kommt es darauf an, dass der
Gewinnung von Bodenschätzen inner-
halb der BSAB der uneingeschränkte
Vorrang gegenüber konkurrierenden
Nutzungen eingeräumt worden ist (vgl.
§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ROG). Bloße
Vorbehaltsgebiete, die der Gewinnung
von Bodenschätzen im Rahmen der
Abwägung lediglich ein erhöhtes Ge-
wicht verschaffen, sind nach der
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts keine »Ziele«, sondern
lediglich »Grundsätze der Raumord-
nung« (BVerwG, NVwZ 2003, 738),
die die Rechtsfolgen des § 19 Abs. 1
DSchG NW demzufolge nicht auslö-
sen können. Um entsprechende Dar-
stellungen als Ziele der Raumordnung
handelt es sich beispielsweise bei den
BSAB in den Teilgebietsentwicklungs-
plänen für den Regierungsbezirk Köln.
Der GEP Düsseldorf 1999 wird diesen
Voraussetzungen – wenn überhaupt –
jedenfalls erst nach In-Kraft-Treten der
32. GEP-Änderung gerecht werden
können.
Ungeachtet eines Rechtsmittel-
verfahrens gegen die vorläufige Unter-
schutzstellung/Eintragung in die
Denkmalliste als Bodendenkmal –
selbst wenn die Behörde Sofortvollzug
angeordnet hat – ist ein betroffenes
Unternehmen aufgrund der bestehen-

den Abgrabungsgenehmigung/Plan-
feststellung nicht daran gehindert, den
Bodenabbau in zeitlicher und räumli-
cher Hinsicht genehmigungskonform
fortzusetzen. Dass dabei das Boden-
denkmal gegebenenfalls zerstört wird,
ist unerheblich, da die Genehmigung/
Planfeststellung für die Abgrabung ge-
mäß § 9 Abs. 3 DSchG NW eine
gegebenenfalls erforderliche denkmal-
rechtliche Erlaubnis ipso iure bereits
beinhaltet. Dies ist immer der Fall,
wenn der Landschaftsverband – Amt
für Bodendenkmalpflege – im Abgra-
bungsgenehmigungsverfahren/Plan-
feststellungsverfahren beteiligt worden
ist (Bindungswirkung).

b) Grabungsschutzgebiet gemäß § 14
DSchG NW ist ausgeschlossen
Der genehmigte/planfestgestellte Bo-
denabbau kann schon wegen der An-
wendbarkeit des § 19 Abs. 1 DSchG
NW nicht durch ein Grabungs-
schutzgebiet nach § 14 DSchG NW
behindert werden. § 19 Abs. 1 DSchG
NW schließt die vorübergehende Ein-
beziehung eines in einem BSAB lie-
genden Bodendenkmals bei einer ge-
nehmigten Abgrabung/Planfeststel-
lung in ein Grabungsschutzgebiet
nach § 14 DSchG NW ausdrücklich
aus. Die Berechtigung zur Fortsetzung
der Abgrabung auch der in Grabungs-
schutzgebieten liegenden Flächen
wird von einer solchen Verordnung
nicht tangiert. Die Verordnung wäre
wegen Verstoßes gegen § 19 DSchG

NW nichtig. Mangels Eröffnung eines
Normenkontrollverfahrens gegen lan-
desrechtliche Verordnungen sind sei-
tens des Abgrabungsunternehmens
parallel zur Fortsetzung des geneh-
migten/planfestgestellten Abgrabungs-
betriebs keine rechtlichen Maßnah-
men zu ergreifen.

c) Aufforderung, eine Grabungs-
erlaubnis nach § 13 DSchG NW zu
beantragen, ist rechtswidrig
Ein Abgrabungsunternehmen ist im
Hinblick auf die Ausübung der aus-
schließlich auf die Gewinnung von Bo-
denschätzen ausgerichteten Tätigkeit
nicht erlaubnispflichtig nach § 13
DSchG NW. Insoweit wird auf die ent-
sprechenden obigen Ausführungen,
Ziffer B.I.1.d), verwiesen.

Fortsetzung folgt.
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